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Zwei Fragen, betreffend die Einreihung von Ge— 
werben, beziehungsweiſe deren Unternehmer in die 
Gewerbegenoſſenſchaften. 

Von Dr. Moriz Caſpaar. 

(Fortſetzung und Schluß.) 

2. Wir kommen nun zur zweiten uns vorliegenden Frage betref— 
fend die Einreihung der fabriksmäßig betriebenen, beziehungsweiſe mit 
einem Fabriksbetriebe verbundenen Gewerbe in die Genoſſenſchaften. 

Das Geſetz bietet keine Definition des fabriksmäßigen Betriebes; 
eine ſolche iſt ja auch bekanntlich ſchwer feſtzuſtellen, und es läßt ſi 
nur eine Reihe von äußeren Merkmalen anführen, welche für die 
Qualification eines Betriebes als eines fabriksmäßigen von Bedeutung 
iſt. Das Geſetz kennt nur Gewerbe; bezüglich des Betriebes wird ein 
Unterſchied gemacht dadurch, daß dem fabriksmäßigen Betriebe die Be⸗ 
günſtigung, nicht unter die handwerksmäßigen Gewerbe eingereiht zu 
werden, zugeſtanden wird, daher auch der Befähigungsnachweis entfällt. 
Dagegen beſtehen für die Fabriken Beſchränkungen in arbeitspolizeilicher 
Beziehung. Die Veranlaſſung dieſer Beſchränkungen liegt in der Ans 
nahme eines zwiſchen dem fabriksmäßigen und dem gewerblichen Betriebe 
(i. e. S.) beſtehenden principiellen Unterſchiedes, welcher in der Natur 
des Arbeitsverhältniſſes, in den Beziehungen zwiſchen Unternehmer und 
Arbeiter zum Ausdrucke kommt. Sollen dieſe Beſtimmungen wirkſam 
werden, dann muß von Seite der Behörde auch auf ſtrenge Einhaltung 
der in jedem einzelnen Falle aufzuſtellenden Qualification des Gewerbes 
geſehen werden. 

Die im § 37 eingeräumte Begünſtigung, „alle zur vollkommenen 
Herſtellung ſeiner Erzeugniſſe nöthigen Arbeiten zu vereinigen,“ welche 
allerdings in vorwiegendem Maße den Beſitzern von Fabriken zu Gute 
kommt, iſt vom Geſetze allen Gewerbetreibende eingeräumt. Wenn es 
aber auch das Geſetz vermeidet, den Begriff Gewerbe und Fabrik feſt⸗ 
zuſtellen, ſo wird es trotzdem Niemand läugnen, daß zwiſchen dem 
Gewerbe i. e. S. und dem Fabriksbetriebe ein principieller Unterſchied 
beſteht und daß nur die Schwierigkeit, die Grenze abzuſtecken zwiſchen 
gewerbs- und fabriksmäßigem Betriebe, vor einer geſetzlichen Trennung 
zurückhält. 


Die Qualification des fabriksmäßigen Betriebes, deren Feſtſtel⸗ 
lung die Verwaltung nicht entbehren kann, wurde daher im Verord— 
nungswege beſtimmt, und zwar durch den Miniſterialerlaß vom 18. Juli 
1883. Es iſt jedoch nicht feſtgeſtellt, ob für die Einreihung eines Ge— 
werbes unter die fabriksmäßigen Betriebe ſämmtliche daſelbſt angeführten 
Merkmale vorliegen müſſen. 

Daß es ſich hier nur um eine taxative, keineswegs um eine 
erſchöpfende Aufzählung handelt, ergibt ſich ſchon aus dem Schluſſe 
„und dergleichen“; man wird daher auch mit Recht annehmen können, 
daß z. B. beim Fehlen einzelner daſelbſt angeführter Merkmale, wenn 
die übrigen vorhanden ſind, trotzdem für die Einreihung unter die 
fabriksmäßigen Betriebe zu entſcheiden iſt. 

Hier ſoll nun eine in der Praxis aufgetauchte Streitfrage erörtert 
werden, inwieweit es zuläſſig iſt, für den Fall als ein Induſtrie— 
etabliſſement mehrere beſonders angemeldete Gewerbe (abgeſehen von 
den Hilfsbetrieben nach $ 37 G. O.) vereinigt, einen einzelnen Betriebs— 
zweig herauszugreifen und an demſelben das Vorhandenſein der in der 


mehrerwähnten Mintiſterialverordnung aufgeführten Merkmale zu prüfen, 


oder ob eine ſolche Loslöſung dem Geiſte des Geſetzes nicht entspricht. 

Zur Erklärung, welche Gründe einen Unternehmer bewegen kön— 
neu, für einen einzelnen Betriebszweig eines Fabriksetabliſſements ein 
Gewerbe anzumelden, ſoll Folgendes angeführt werden. Sobald ein ein- 
zelner Nebenbetriebszweig nicht allein als Hilfsbetrieb für das Etabliſſe— 
ment, dem er eingeſügt iſt, arbeitet, ſondern ſeine Erzeugniſſe theilweiſe 
an fremde Kunden abſetzt, wird eine eigene Gewerbeanmeldung nöthig, 
inſoferne nicht das erzeugte Product unter die Erzeugniſſe des Haupt- 
unternehmens eingereiht werden kann. Eine geſetzliche Definition des 
Begriffes Gewerbe beſitzen wir nicht, und wird auch heute noch für 
freie Gewerbe (im Gegenſatze zu den handwerksmäßigen und conceſſio— 
nirten Gewerben) die Anmeldung jeder derartigen, für den Bedarf 
fremder Abnehmer berechneten gewerblichen Thätigkeit weſentlich vom 
Standpunkte der Beſteuerung beurtheilt. Die Gewerbeordnung ſagt dies: 
falls nur im § 36: „der Umfang eines Gewerberechtes wird nach dem 
Inhalte des Gewerbeſcheines oder der Conceſſion .. . . beurtheilt.“ 
Das Erwerbſteuerpatent ſagt im § 9, daß ohne Exwerbſteuerſchein 
Niemand eine der Erwerbſteuer unterliegende Beſchäftigung N; 
ausüben darf.“ Damit ift zum Ausdrucke gebracht, daß vom fiscaliſchen 
Standpunkte jede ohne Anmeldung betriebene Erwerbsthätigkeit unter- 
ſagt iſt. Mit der Abänderung der Gewerbeordnung im Sinne des Be— 
fähigungsnachweiſes ſteht das Geſetz nicht mehr auf dem ausſchließlich 
ſiscaliſchen Standpunkte, fondern auf dem einer activen Gewerbepolitik. 

Während von 1859 bis dahin, abgeſehen von conceſſionirten 
Gewerben und jenen, deren Betriebsanlagen einer ſpeciellen Genehmigung 
bedurften, die Anmeldung weſentlich der Beſteuerung wegen geſchehen 
mußte, haben wir heute einen ſich fortwährend erweiternden Kreis von 
Gewerben, für deren Betrieb beſondere perſönliche Qualificationen 
gefordert werden und rückſichtlich deren die Steuerfrage ganz ent⸗ 
ſchieden in den Hintergrund tritt. Nur die Fabriken bilden eine Aus⸗ 


— 102 


nahme. Heute wird daher die gewerbsmäßige, d. h. für den Verkauf 
beſtimmte Erzeugung einer Waare nicht allein der Beſteuerung wegen 
mit dem Inhalte des Gewerbeſcheines zu vergleichen ſein, ſondern viel⸗ 
mehr noch wird es heute nöthig, die Ausdehnung der durch ein 
Gewerbe gebotenen Berechtigungen zu prüfen, eine Thätigkeit, die ja 
bekanntlich die Verwaltungsbehörden ſowie die Handels- und Gewerbe- 
kammern lebhaft in Anſpruch nimmt. 


In dem Bewußtſein, daß der $ 37 G. O. dieſe ſcharfe Abgren⸗ 
zung erſchwert, richtet ſich auch eine lebhafte Strömung gegen deſſen 
Beſtimmungen. 


Es iſt ſicher, daß heute mehr als früher die gewerbsmäßige Her⸗ 
ſtellung einer Waare, beziehungsweiſe Leiſtung einer Arbeit, wenn die— 
ſelbe auch nur in theilweiſer Ausnützung eines für den Hauptbetriebs⸗ 
zweig arbeitenden Hilſsbetriebes erfolgt, als ein beſonders anzumelden- 
des und zu verſteuerndes Gewerbe angeſehen wird. Wenn auf dieſe 
Art eine Fabrik neben ihrer Hauptbeſchäſtigung eine Reihe von Neben- 
betrieben führt und von dieſen einzelne auch für den direeten Verkauf 
arbeiten, ſo fragt es ſich nun, welche Grundſätze gelten für einen 
ſolchen einem Fabriksbetriebe einverleibten Gewerbebetrieb. Ein ſolcher 
Fall tritt z. B. ein, wenn eine Gießerei eine Tiſchlerwerkſtätte hält 
für Herſtellung der Modelle und in derſelben nicht allein Gegenſtände 
eigenen Bedarfes erzeugt, ſondern auch Arbeiten für fremde Parteien 
anfertigt. Vor Einführung des Befähigungsnachweiſes wurde diesfalls 
ein Gewerbe angemeldet, ohne Rückſicht auf die Ausdehnung des 
Geſchäftes; heute wird ein Fabrikant gezwungen ſein, will er dem 
Befähigungsnachweiſe ausweichen, dieſem Betriebe eine derartige Aus— 
dehnung und Einrichtung zu geben, daß er ſich als ein fabriksmaäßiger 
darſtellt. Es heißt diesfalls in dem Miniſterialerlaſſe vom 16. Septem⸗ 
ber 1883; fabriksmäßig betriebene Unternehmungen ſind von der Ein— 
reihung unter die handwerksmäßigen Gewerbe ausgenommen. Unſerer 
Anſchauung nach hält es überhaupt ſchwer, für einzelne mit einem 
Fabriksbetriebe vereinigte Gewerbe den kleingewerblichen Charakter auf— 
recht zu erhalten. Wir können uns diesfalls der von der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft B. in einem ſpeciellen Falle vertretenen Anſchauung, daß 
den in einem Fabriksbetriebe in Mitverwendung gezogenen handwerks— 
mäßigen Gewerben durch dieſen Zuſammenhang der kleingewerbliche 
Charakter nicht entzogen werden könne, nicht vollſtändig anſchließen. 

Geht man ſtrenge vom Texte des Geſetzes aus, ſo mag man 
ſich allerdings die Vorſtellung bilden, daß Fabrik und Handwerk 
in einem Etabliſſement vereinigt ſein können; ſchwerer wird es ſchon, 


wenn man die Perſon des Gewerbeinhabers in's Auge faßt. Beſitzer 


einer Fabrik, die vielleicht 1000 Arbeiter beſchäftigt und gleichzeitig 
Handwerker: dies läßt ſich ſinngemäß nicht vereinigen. 

Zumeiſt handelt es ſich in Fällen, als eine Fabrik Arbeiten auf 
Grund des § 37 vornimmt (4. B. eine Brauerei ſich einen Faßbinder 
hält) und hie und da derartige Arbeiten für Fremde beſorgt, nicht um eine 
Concurrenz gegenüber dem Kleingewerbe, ſondern meiſt befinden ſich in 
einem Fabriksorte keine ſolchen Gewerbe, und derartige Arbeiten werden 
aus Gefälligkeit übernommen. Wäre z. B. in einem ſolchen Falle vor 
dem Jahre 1883 ein eigenes Gewerbe angemeldet worden, wie dies ja 
nicht ſelten der Beſteuerung wegen geſchehen, fo wird man trotzdem 
ſchwer ſagen können, eine ſolche Beſchäftigung behalte trotz der Vereinigung 
mit der Fabrik ihren kleingewerblichen Charakter. Die Arbeit wird durch 
Fabriksarbeiter beſorgt, die Aufſicht führt ein Angeſtellter der Fabrik, 
der Fabriksbeſitzer ſteht der genannten Arbeit vollkommen fern, das 
Betriebscapital iſt vereinigt mit dem der Fabrik, kurz man wird wenig 
Kennzeichen finden, welche für einen kleingewerblichen Charakter einer 
folchen Arbeit ſprechen. Man müßte ſonſt ſagen: fo lange die Arbeit 
nur für den Fabriksbedarf vorgenommen wird, iſt ſie Fabriksarbeit und 
der Betrieb ein Beſtandtheil des Fabriksbetriebes, ſie wird aber zum 
Kleingewerbe, ſobald außer für den Fabriksbedarf auch für Fremde 
gearbeitet wird. 

Wir müſſen zugeſtehen, daß die Frage betreffs der ſogenannten 
handwerksmäßigen Gewerbe ſich formell dahin beantworten läßt: ſobald 
ein Fabriksbeſitzer in einem Betriebe ſür Fremde arbeiten will, muß er 
ſich den Beſtimmungen der Gewerbeordnung unterwerfen und muß, falls 
das Gewerbe unter $ 1 b gehört und er nicht dieſe Beſchäftigung auf 
einen fabriksmäßigen Betrieb ausdehnt, die ſpeciell vorgeſchriebenen 
Bedingungen erfüllen. Trotzdem wird man aber nicht fagen kön— 


Fabrik thatſachlich den kleingewerblichen Charakter bewahrt. 
Viel mehr noch gilt dies von den freien Gewerben. 

Sowie jeder einzelne Betriebszweig eines großen Fabrikseta— 
bliſſements ein Glied eines organiſch ausgeſtalteten Körpers iſt, ſo 
wird er auch den Charakter des Fabriksbetriebes annehmen, ganz ab⸗ 
geſehen davon, ob für einen ſolchen Betrieb eine geſonderte Gewerbe⸗ 
berechtigung beſteht oder nicht und ob im erſten Falle dieſelbe — eine 
Neuerwerbung vorausgeſetzt — in die Claſſe a oder b des § 1 ein- 
zureihen kommt. 

Berückſichtigt man den Wortlaut der Miniſterialverordnung vom 
18. Juli 1883, ſo wird man in den genannten Fällen ja ſtets eine 
Reihe von Merkmalen vorliegend finden, ſo: die Nichtbetheiligung des 
Unternehmers an der Arbeitsleiſtung, Firmaprotokollirung, meiſt auch 
die Benützung von Maſchinen u. |. f. Man mag rückſichtlich der Er- 
langung einer Gewerbeberechtigung im Intereſſe des Kleingewerbeſtandes 
für die handwerksmäßigen Gewerbe einer ſtrengen Auslegung des Geſetzes 
Rechnung tragen; eine andere Auffaſſung muß ſich aber geltend machen, 
wenn es ſich um die Einreihung von Gewerben in die Genoſſenſchaften 
handelt. Hier tritt die Perſönlichkeit des Unternehmers in den Vorder— 
grund, und ohne Berückſichtigung der Zwecke der Genoſſenſchaften läßt 
ſich die Frage der Einreihung eines mit einem Fabriksbetriebe verbundenen 
Gewerbes nicht löſen. 

Damit gelangen wir 
gabe zurück. 

Nach dem Wortlaute des § 108 ſteht es dem Beſitzer einer 
fabriksmäßig betriebenen Unternehmung frei, einer Genoffenſchaft beizu— 
treten, es heißt: „Die Verpflichtung zur Theilnahme tritt nicht ein“ u. f. f. 

Dieſer Faſſung gegenüber muß man ſich fragen: iſt es der Intention 
der vom Geſetze über die Gewerbegenoſſenſchaften getroffenen Beſtim— 
mungen entſprechend, daß dies Recht dem Fabriksbeſitzer in jedem Falle 
gewahrt wird; ſollte es nicht ebenſo der Genoſſenſchaft freiſtehen, ſich 
gegen den Eintritt zu verwahren, als es dem Fabriksbeſitzer freiſteht, 
in die Genoſſenſchaft einzutreten? Mau muß ſich weiters fragen: ent— 
ſpricht es der Förderung der durch die Genoſſenſchaften angeſtrebten 
Zwecke, daß die Fabriksbeſitzer den Genoſſenſchaſten angehören? 

Man muß zugeben, daß ſich dieſe Fragen nicht prineipiell ent⸗ 
ſcheiden laſſen und daß bei dem Fehlen einer beſtimmten Grenze 
zwiſchen Kleingewerbe und Fabrik, bei dem allmäligen Ineinanderüber⸗ 
gehen der beiden Betriebsarten jih wohl nicht ſagen läßt, daß in jedem 
Falle der Betrieb, auf den die Merkmale nach der Miniſterialverordnung 
von 1883 paſſen, auszuſcheiden wäre. 

Das Eine aber iſt gewiß: der Großbetrieb, i e. S., paßt 
nicht in die Genoſſenſchaft, welche ja vorwiegend die Vereinigung 
des Kleingewerbes als Claſſe zum Schutze gegen die Folgen des Ueber— 
handnehmens des Großbetriebes im Intereſſe der Selbſterhaltung 
eines lebensfähigen Mittelſtandes darſtellt. 

Dieſe Grundſätze kommen auch zu berückſichtigen, wenn es ſich 
um die Eiureihung der mit einem Fabriksbetriebe verbundenen Gewerbe 
in die Genoſſenſchaften handelt. 


Will man den Fabriksbetrieb durch die Beitragsleiſtung zu den 
Genoſſenſchaften zu Gunſten des Kleingewerbes beſteuern, ohne daß 
man weiters auf die Theilnahme der Fabrikanten an dem Wirken 
der Genoſſenſchaften rechnet, fo hat eine ſolche Auflage allerdings 
einen ſocial-politiſchen Charakter. Es frägt ſich aber da von 
einer einſeitigen Leiſtung ohne Zugeſtehung von Rechten nicht die 
Rede ſein kann ob dieſe Vortheile nicht aufgewogen werden 
durch die Nachtheile, welche die Aufnahme eines ungleichartigen 
Elementes in die Genoſſenſchaften mit ſich bringen kann. Ueber⸗ 
blicken wir die Beſtimmungen des $ 114, jo müſſen wir aus 
denſelben entnehmen, daß die Perſönlichkeit des Gewerbetreibenden in 
ihrer innigen Verbindung mit der Ausübung des Gewerbes, in dem 
Verhältniſſe zu den Gehilfen und Lehrlingen, in den Vordergrund tritt 
und daß die Vereinigung in den Genoſſenſchaften als Mittel der 
Wahrung gefährdeter Claſſenintereſſen und der Hebung des 
Standes auch nur in der Einigung der thatſächlich dieſem 
Stande Angehörigen ihren Zweck erreichen kann. 

Wir können nicht umhin, uns hier auf die geiftvolle Erörterung 
dieſer Fragen in Stein's Verwaltungslehre ) zu berufen. Stein 


wieder zum Gegenſtande unſerer Auf— 


) Stein's Handbuch der Verwaltungslehre in der Ausgabe 1876, Seite 


nen, daß ein ſolches Gewerbe in ſeiner Verbindung mit der 65s und 683 ff. 


charakteriſirt das Gewerbe als „diejenige Erwerbsform, bei welcher das 
perſönliche Capital die Hauptſache“; das perſönliche Moment in der 
Capitalbildung und die Schaffung einer „ſich ſelbſt ihre eigene Kraft 
und Stellung verdankenden geſellſchaftlichen Mittelclaſſe“ wird beſonders 
hervorgehoben, ebenſo wie die gegenſeitige Stellung und gemeinſame 
Arbeit von Meiſter, Geſellen und Lehrling; „das Gewerbe iſt die erſte, 
zugleich an die Familie ſich anſchließende Geſtalt der Organiſation 
der Arbeit.“ 

Wenn auch einzelne Ausführungen Stein's an genannter Stelle 
heute — wahrſcheinlich vorübergehend — durch die beſtehende Gejeh- 


gebung beeinflußt ſind, jo läßt ſich doch gewiß an den oberſten Grund⸗ 


ſatzen des Gewerbeweſens, wie ſie Stein darſtellt, nicht rütteln. 

Die Induſtrie wird von Stein im Gegenſatze zum Gewerbe 
folgend dargeſtellt: „Die Induſtrie iſt ihrem Weſen nach dasjenige 
Gebiet der Volkswirthſchaft, auf welchem das Capital als die 
producirende Kraft auftritt und die perſönliche Kraft ſeines 
Beſitzers nur noch die Aufgabe hat, dasſelbe in ſeiner wirth— 
ſchaftlichen Production und Productivität zu leiten.“ 

Dieſer hier gekennzeichnete Gegenſatz zwiſchen Induſtrie und 
Gewerbe, beziehungsweiſe Fabriksbetrieb und Gewerbe wird ſtets zur 
Geltung kommen; er läßt ſich nicht eliminiren und ihm gegenüber muß 
jene Geſetzesauslegung ihre Stichhältigkeit einbüßen, welche den hand— 
werksmäßigen Charakter für ein einem großen Fabriksbetriebe einverleibtes 
Gewerbe gewahrt wiſſen will. Man mag immerhin für die Anmeldung 
eines Gewerbes die ſtrengeren Beſtimmungen der Gewerbeordnung an— 
wenden; dadurch vermag man dem Kleingewerbe vielleicht zu nützen 
und eine Concurrenz abzuhalten, welche, mit den Vortheilen des Groß— 
betriebes ausgeſtattet, durch Vereinigung vielerlei Gewerbe die locale 
Nachfrage abſorbiren könnte. Ein Fabricant wird ja vielfach auch nicht 
beabſichtigen, einem ſolchen Betriebe eine den ſtrengſten Anforderungen 
des Miniſterialerlaſſes von 1883 entſprechende fabriksmäßige Ausdehnung 
zu geben. Man wird es aber nie erreichen, daß ein ſolcher Betrieb, 
wenn auch als freies Gewerbe oder als Handwerk angemeldet, thatſächlich 
den kleingewerblichen, beziehungsweiſe handwerksmäßigen Eharakter bei— 
behält, und darum kann es auch nicht in der Intention des Ge— 
ſetzgebers gelegen ſein, in ſolchen Fällen einer organiſchen 
Verbindung eines Gewerbes mit einer Fabrik die Einrei- 
hung in die Genoſſenſchaft zu erzwingen. Die Frage hat 
aber noch in anderer Beziehung eine beſondere Bedeutung. 

Die Geſetzgebung hat den Fabriksbetrieb in arbeits polizeilicher 
Beziehung einer Reihe von Beſchränkungen unterworfen, welche auf 
das Gewerbe nicht ausgedehnt wurden. Der Grund hiefür liegt in der 
gewiß richtigen Erkenntniß des Gegenſatzes zwiſchen Fabrik und Gewerbe, 
welche ſich ſowohl in der Lage des Unternehmers als in der Stellung 
der Hilfsarbeiter ausdrückt. 

Gibt man zu, daß ein Fabriksbetrieb, der techniſch und admini— 


ſtrativ eine Einheit bildet, aus Rückſicht auf einzelne angemeldete 


Gewerbe in einer Reihe von ſelbſtſtändigen kleingewerblichen Unter— 


ſten Conſequenzen führen. Es würden damit nicht allein die Beſtim— 


mungen der G. O. über die Arbeitszeit in Fabriken illuſoriſch gemacht 


werden können, es würde auch der Unternehmer den Verpflichtungen 
zur Errichtung einer Betriebskraukencaſſe, die ihn aller Wahrſcheinlich— 
keit nach treffen dürfte, entziehen können. Es würde nicht nur die 
Krankencaſſe der Genoſſenſchaften möglicherweiſe eine einfeitige In⸗ 


anſpruchnahme erfahren, es würden anderſeits auch manche Vortheile, 


welche den Arbeitern gerade durch den Beſtand von Betriebskranken⸗ 
caſſen, fowie eventueller Alters- und Witwencaſſen erwachſen, entgehen. 

Von nicht geringerer Bedeutung erſcheint uns aber auch der 
Einfluß, der durch die Einreihung einer großen Fabrik auf die 
Gehilfenverſammlungen geübt werden würde, ſowie wir ja ſchon früher 
bemerkt, daß wir von der Theilnahme eines Großinduſtriellen an einer 
Genoſſenſchaft von Handwerkern in der Mehrzahl der Falle keine 
Förderung des Genoſſenſchaftszweckes erwarten können. 

Faßt man dies Alles zuſammen, ſo wird man wohl ſagen 
müſſen, daß man ſich bezüglich der Einreihung der mit Fabriken ver- 
bundenen Gewerbe in die Genoſſenſchaften im Intereſſe der Sache nicht 
der Anſchauung anſchließen dürfe, welche, ein ſolches Gewerbe aus 
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5 5 . erſcheinen, lederne Hoſen herzuſtellen.“ 
nehmungen zertheilt werden könnte, jo würde dies zu den weitgehend 


Genoſſenſchaften einen geringen finanziellen Vortheil erzielt, zugleich 
aber die Zwecke derſelben ernſtlich gefährden kann. 

Wir zweifeln auch nicht daran, daß ſowohl die Verwaltungs⸗ 
behörden als auch die Handels- und Gewerbekammern, welche in dieſer 
Frage zu entſcheiden, beziehungsweiſe ihre Aeußerung abzugeben haben, 
ſich nicht einer gezwungen formellen, ſondern einer finngemäßen Aus⸗ 
legung des Geſetzes anſchließen werden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Gewerbsrecht zur Verfertigung lederner Hoſen. 


Anläßlich einer Befchwerde der Handſchuhmacher über die angeblich 
unbefugter Weiſe geſchehende Verfertigung von Lederhoſen durch die 
Schneider hat die k. k. Statthalterei in G. unterm 16. Juni 1885, 
3. 11.124, in Form eines Normalerlaſſes an alle Gewerbebehörden 
erſter Inſtanz entſchieden, „daß gemäß der Gubernialverordnungen vom 
23. Juli 1798 und 7. April 1819 die Steppnaht bei ledernen Bein⸗ 
kleidern den Handſchuhmachern ausſchließend eingeräumt iſt und nur 
mit dieſer Handſchuhmachernaht die Schneider nicht befugt find, lederne 
Beinkleider zu verfertigen, daß den Schneidern aber die Verfertigung 
lederner Hoſen auch mit der ſogenannten ein- und auswendigen Stichel⸗ 
naht, welche ſich von der Steppnaht nicht unterſcheiden läßt, nicht 
verboten werden könne, indem bei der ſogenannten Stichnaht die Stiche 
nach dem Handwerksausdrucke nicht als Perlen, ſondern mehr in das 
Leder eingezogen, die bei der Steppnaht oder Zierathenarbeit aber 
wie Perlen aneinandergereiht erſcheinen.“ 

Darauf haben im September 1885 27 Handſchuhmacher aus 
verſchiedenen Orten eine Eingabe an die k. k. Statthalterei überreicht, 
in welcher dieſelben ausdrücklich baten, daß nur den Handſchuhmachern 
das Recht zur Verfertigung von Lederhoſen zugeſtanden werde. 

Dieſe Eingabe wurde von der k. k. Statthalterei als Recurs 
vorgelegt. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat hierüber unterm 
7. Jänner 1886, zur Z. 19.467 v. J. 1885, wie ſolgt entſchieden: 
„Das k. k. Miniſterium des Innern findet anläßlich der als Recurs 
zu betrachtenden Eingabe mehrerer Handſchuhmacher des Handelskammer: 
bezirkes L. die Entſcheidung der k. k. Statthalterei vom 16. Juni 
1885, 3. 11.124, betreffend die Feſtſtellung des Umfanges der 
Gewerbsrechte der Handſchuhmacher und Schneider mit Bezug auf das 
Recht zur Verſertigung lederner Hoſen zu beheben und auszuſprechen, 
daß die. Schneider ebenſo wie die Handſchuhmacher zur Anfertigung 
von ledernen Hoſen mit welch' immer Naht berechtigt ſind, da den 
Schneidern dem Weſen ihres Gewerbes nach nicht verwehrt werden 


kann, Hoſen aus was immer für einem Materiale, ſomit auch aus 


Leder, und mit welch' immer Naht zu verfertigen, anderſeits die 
Handſchuhmacher einer alten Gewohnheit gemäß ebenfalls berechtigt 
H. 


Geſetze und Verordnungen. 
1885. II. Semefter. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſter— 
reich unter der Enns. 

XVII. Stück. Uusgeg. am 11. December. — 42. Verordnung des k. k. 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 19. November 
1885, Z. 56.383, betreffend den zur Bedeckung der Koſten für die niederöfter- 
reichiſche Handels- und Gewerbekammer im Jahre 1886 einzuhebenden Zuſchlag 
zur Erwerb⸗ und Einkommenſteuer. — 43. Kundmachung des k. k. Statthalters 
im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 21. November 1885, 
3. 57.057, betreffend die Bewilligung zur Einhebung einer Gebühr für die 
Aufnahme in den Gemeindeverband in den Gemeinden Sollenau, Wilhelmsburg 
und Weitra. — 44. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume 
Oeſterreich unter der Enns vom 30. November 1885, Z. 57.121, betreffend die 
Erhöhung der Verpflegstaxe in dem öffentlichen Krankenhauſe „St. Johannes⸗ 
Spital“ in Salzburg. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 23. December. — 45. Kundmachung der 


ſeiner organiſchen Verbindung ausſcheidend, eine Einreihung erzwingt, k. k. niederöſterreichiſchen Finanz-Landesdirection vom 2. December 1885, 
die ungleichartige Elemente zuſammenfaßt und damit höchſtens für die 2. 54.481, betreffend, die Termine zur Einzahlung der directen Steuern für das 


Jahr 1886. — 46. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume 
Oeſterreich unter der Enns vom 11. December 1885, Z. 60.452, betreffend die 


Feſtſetzung der Verpflegstaxe in der öffentlichen Krankenanſtalt in Iglau für das 
Jahr 1886. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 


IV. Stück. Ausgeg. am 20. Auguſt. — 5. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Oeſterreich ob der Enns vom 3. März 1885, 8. 2543, womit die 
Vermittlung des Abzeichens für die behördlich anerkannten Bergführer durch die 
politiſchen Behörden abgeſtellt wird. -- 6. Kundmachung der k. k. Statthalterei 
für Oberöſterreich vom 27. April 1885, Z. 4717 J, betreffend die Ermächtigung 
des zur Aichung von Fäſſern und Hohlmaßen befugten Aichamtes in Windifch- 
garſten zur Aichung von Wagen. — 7. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Oberöſterreich vom 13. Juni 1885, Z. 7313,J, womit der Anſchaffungspreis der 
Arbeitsbücher für gewerbliche Hilfsarbeiter bekannt gemacht wird. 

V. Stück. Ausgeg. am 29. Auguſt. — 8. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters von Oberöſterreich vom 22. Auguſt 1885, Z. 9603 IV, womit der im 
Gefetz⸗ und Verordnungsblatte für das Erzherzogthum Oeſterreich ob der Enns 
vom Jahre 1883, Nr. 8, verlautbarte Reiſe⸗ und Geſchäftsplan für die alljähr⸗ 


lich vorzunehmenden Controlsverſammlungen außer Kraft geſetzt und ein neuer 


Reiſe⸗ und Geſchäftsplan verlautbart wird. 

VI. Stück. Ausgeg, am 17. September. 9. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Oberöſterreich vom 11. September 1885, Z. 11.305 II, betreffend 
die Benennung des Bezirksgerichtes, dann des Steuer- und gerichtlichen Depoſiten⸗ 
amtes in Weißenbach in Oberöſterreich. 

VII. Stück. Ausgeg. am 24. December. 10. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Oberöſterreich vom 4. December 1885, Z. 2954 Praes., betreffend 


die Concurrenzbildung für die Eiſenbahn⸗Zufahrtsſtraßen in Marchtrenk und 


Gunskirchen. — 11. Kundmachung des k. k. Statthalters für Oberöſterreich vom 
11. December 1885, Z. 15.456 IV, betreffend die Waffenübungen der Landwehr 
im Jahre 1886. 


VIII. Stück. Ausgeg. am 31. December. 12. Kundmachung des k. k. 


Statthalters in Oberöſterreich vom 23. December 1885, Z. 15.989 IV., womit 


ein Auszug aus der neuen Inſtruction zur Ausführung der Wehrgeſetze ver⸗ 
lautbart wird. 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 


XV. Stück. Ausgeg. am 19. Auguſt. 17. Verordnung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Salzburg vom 12. Auguſt 1885, Z. 5150, betreffend den Fahr⸗ 
tariſ für Lohnkutſcher in den Gemeinden Markt und Land St. Johann i. P. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 28. November. 18. Kundmachung der k. k. 
Finanzdirection in Salzburg vom 13. November 1885, Z. 6701, betreffend die 
Controlpflichtigkeit gewiſſer Artikel in den Grenzbezirken. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 14. December. 19. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Salzburg vom 10. December 1885, 8. 6999, betreffend die 
Einhebung der Umlage zur Bedeckung des Koſtenerforderniſſes der Salzburger 
Handels- und Gewerbekammer für das Jahr 1886. 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Steier- 
mark. 


X. Stück. Ausgeg. am 26. Auguſt. — 12. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 15. Juni 1885, betreffend den Auſchaffungspreis der 
Arbeitsbücher für gewerbliche Hilfsarbeiter. — 13. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 30. Juli 1885, betreffend die Ausſtellung ärztlicher 
Zeugniſſe für beurlaubte Soldaten und Reſerviſten. 


XI. Stück. Ausgeg. am 6. September. — 14. Verordnung des k. k. 
Statthalters in Steiermark vom 20. Juli 1885, betreffend den bei Vertilgung 
von Raubzeug durch Gift einzuhaltenden Vorgang. 

XII. Stück. Ausgeg. am 14. November. — 45. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Steiermark vom 22. October 1885, betreffend die Feſtſetzung der 
Gebühren für die Fahrten von den Bahnhöfen Radkersburg und Mureck zu den 
gleichnamigen Ortſchaften und zurück. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 12. December. — 16. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Steiermark vom 23. November 1885, betreffend die Inſtruction 
für die techniſche und ökonomiſche Durchführung der Vervollſtändigung der Sann⸗ 
flußregulirung von Praßberg bis Cilli. 
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Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Vorſtande der k. k. Bergverwaltung in Kirch— 
bühel Ferdinand Schott bei deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Oberbergrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsdirector und Vorſtande des Rech⸗ 
nungsdepartements der böhmiſchen Finanz⸗Landesdirection Theodor Raab den 
Titel und Charakter eines Regierungsrathes tarfrei verliehen. 

| Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär des Reichs⸗Finanzmini⸗ 
ſteriums Alexander von Mifsd anläßlich deſſen Penſtonirung den Titel und 
Charakter eines Sectionsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Poſtſeeretären Joſeph Roſenwald und 
Leopold Kallina in Wien den Titel und Charakter von Poſträthen taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben die im Reichs⸗Finanzminiſterium erledigte Mini⸗ 
ſterialſecretärsſtelle dem Miniſterialconcipiſten dieſes Miniſteriums Arnold von 
Hoffmann verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector der Normal⸗Aichungscommiſſion 
in Wien Jakob Kupka taxfrei den Titel und Charakter eines Regierungsrathes 
und den Aichinſpectoren Eruſt Preißmaun in Graz und Karl Brand in 
Brünn den Titel und Charakter von Aich-⸗Oberinſpectoren verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Forſtinſpections⸗Commiſſär Franz Ganner 
in Bozen anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Ober— 
Forſtcommiffärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Finanzminiſterium 
Aurelius Schwarz anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilſsämter⸗Directionsadjuncten im Reiche: 
Finanzminiſterium Anton Radläcker anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den 
Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Der Reichs⸗Finanzminiſter hat den Rechnungsofficial erſter Claſſe im 
Reichs⸗Finanzminiſterium Franz Taſch zum Hilfsämter-Directionsadjuncten 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bauadjuncten Victor Pirner und Franz Florian zu Ingenieuren für den 
Staatsbaudienſt in Steiermark ernannt. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Johann Eypert zum Oberingenieur und den Bauadjuncten Anton 
Schwab zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Krain ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Poſteommiſſär Adalbert 
Sokolowsky zum Poſtſecretär in Wien ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Poſtcommiſſär Adolph 
Hallaſch zum Poſtſecretär in Wien ernannt. 


Erledigungen. 

Kanzliſtenſtelle in der neunten Rangsclaſſe beim k. k. Miniſterium des 
Innern für den Bibliotheksdieuſt, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 125.) 

Förſtersſtelle in der zehuten Rangselaſſe bei der k. k. niederöſter⸗ 
reichiſchen Forſt⸗ und Domänendirection für den Forſtwirthſchaftsbezirk Lammerau, 
bis Mitte Juni. (Amtsbl. Nr. 125.) 

Magiſtratsrathsſtelle beim Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien mit 2400 fl. Jahresgehalt und 30% igem Quartiergelde, bis Mitte 
Juni. (Anitsbl. Nr. 125.) 

Zweite Bergarztesſtelle bei der k. k. Bergdirection in Idria mit 1200 fl. 
Beſtallung jährlich, Reiſepauſchale von 400 fl. jährlich und freier Wohnung, bis 
Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 125.) 

Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der galiziſchen Forſt- und 
Domänendirection in Lemberg, bis 20. Juni. (Amtsbl. Nr. 126.) 

Seeretärsſtelle iu der neunten Raugsclaſſe an der k. k. Franz Joſeph⸗ 
Univerſität in Czernowitz, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 126.) 


Neuigkeit 
der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung, 
Wien. I., Kohlmarkt 7. 


Soeben erschien in der 


Separat- Ausgabe der österr. Gesetze Nr. 35: 
Entscheidungen von Behörden 


und gutächtliche Aeusserungen über den 


Umfang von Gewerberechten. 
109 Seiten 8. Preis 50 kr. 
Dieses als Supplement sämmtlicher Ausgaben der Vesterreichi- 
schen Gewerbe-Ordnung erschienene Buch sei den P. T. Behörden, 
sowie den interessirenden Parteien zur Anschaffung bestens empfohlen. 


Dasselbe ist in allen Buchhandlungen vorräthig oder kann auch 
von obigem Verlage bestellt werden. 
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DEE Siezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 5 der Erkenutniſſe 1886. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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